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Leicht, Voimer, Niegel, Biechele, Freiherr von Fircks, Böhm (Meisungen) 
und Genossen 
- Drucksache 7/4493 - 

betr. Straffung und Rationalisierung der Statistik des Bundes 


Der Bundesminister des Innern hat mit Schreiben 
vom 5. März 1976 - O II 3 - 142 005/5 - namens der 
Bundesregierung die Kleine Anfrage wie folgt be- 
antwortet: 

Die Bundesregierung sieht es als Hauptaufgabe der 
amtlichen Statistik an, quantitative Angaben über 
Struktur und Entwicklung insbesondere des gesell- 
schaftlichen, wirtschaftlichen und kulturellen Lebens 
in der Bundesrepublik Deutschland bereitzustellen. 
Die Verfügbarkeit objektiver, ohne politische Ein- 
flußnahme ermittelter Daten ist für die Vorbe- 
reitung politischer Entscheidungen, für Zwecke der 
Planung und für die Kontrolle der Auswirkungen 
gesetzgeberischer und verwaltungsmäßiger Maß- 
nahmen unerläßlich. Auf derartige Informationen 
sind auch die Länder und Gemeinden, die inter- und 
supranationalen Organisationen sowie weite Kreise 
der Öffentlichkeit und der Wirtschaft angewiesen. 
Die Durchführung der durch Rechtsvorschriften an- 
geordneten Einzelstatistiken obliegt dem Statisti- 
schen Bundesamt und den Statistischen Landes- 
ämtern. Das Statistische Bundesamt bereitet die 
Bundesstatistiken vor, stellt die Bundesergebnisse 
aus Landesergebnissen zusammen, veröffentlicht und 
kommentiert sie. Die Erhebung selbst und die Be- 
arbeitung bis zum Landesergebnis ist dagegen über- 
wiegend Sache der Statistischen Landesämter. 
Wegen der unterschiedlichen Größe und Kapazität 
der Statistischen Landesämter bzw. der unterschied- 
lichen Priorität der Arbeiten in den beteiligten 
Landesrechenzentren kommt es in Einzelfällen zu 
terminlichen Verzögerungen bei der Bereitstellung 
der Landes- und Bundesergebnisse. 

Die für das System der amtlichen deutschen Statistik 
-- insbesondere die Bundesstatistik - kennzeichnen- 
de zwingende Vorschrift, jede neue statistische Er- 
hebung und ebenso deren Einstellung nur durch 
Rechtsvorschriften auslösen zu können (§ 6 des 
Gesetzes über die Statistik für Bundeszwecke), be- 
deutet, daß die Notwendigkeit aller statistischen 


Erhebungen der Kontrolle des Parlaments unter- 
liegt. In diesem Zusammenhang ist festzuhalten, 
daß bei rund 90 v. H. der in den Jahren seit 1969 
zur Entscheidung vorgelegten Statistikvorhaben 
(Anderungsgesetze und neue Gesetze) die politische 
Notwendigkeit vom Deutschen Bundestag einstim- 
^ mig bestätigt worden ist. Es handelt sich dabei um 
I die Hälfte der heute gültigen Statistikgesetze. 

; In einer Zeit ständigen sozialen und ökonomischen 
Wandels ist das Programm der amtlichen Statistik 
mehrfach dem aktuellen Informationsbedarf ange- 
paßt worden. Die dadurch eingetretene Ausweitung 
i des Programms der amtlichen Statistik hat zu ge- 
I wissen personellen Engpässen geführt, die jedoch im 
wesentlichen durch Produktivitätssteigerungen aus- 
geglichen werden konnten. Versuche, Entlastungs- 
möglichkeiten für die Statistischen Ämter durch Ein- 
I sparungen am bestehenden statistischen Programm 
zu finden, haben gezeigt, daß allenfalls unwesent- 
liche Abstriche vorgeschlagen werden konnten. 
Gleichwohl hat der Präsident des Bundesrechnungs- 
j hofes als Bundesbeauftragter für Wirtschaftlichkeit 
' in der Verwaltung im Dezember 1973 - entspre- 
chend den Vorschlägen des Haushaltsausschusses 
des Deutschen Bundestages - die Erstellung eines 
Gutachtens übernommen, in dem - wenn möglich - 
Hinweise auf nicht mehr benötigte Statistiken ent- 
, halten sein sollen. Das Gutachten wird in Kürze 
' vorliegen. 

I Darüber hinaus hat die Bundesregierung am 
' 12. März 1975 beschlossen, eine kritische Bestands- 
I aufnahme aller bestehenden und geplanten statisti- 
schen Erhebungen durchzuführen, um die Bundes- 
statistik stärker als bisher an den aktuellen und 
politisch vordringlichen Informationsbedarf anzu- 
passen. Die Bundesregierung hat zur Erreichung 
j dieses Zieles einen Abteilungsleiterausschuß einge- 
i setzt und mit der Überprüfung beauftragt. Dem Aus- 
j schuß gehören als ständige Mitglieder Vertreter des 
j Bundeskanzleramtes, des Bundesministers der 
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Finanzen und des Bundesministers des Innern (Vor- 
sitz) an. Beratend nehmen an den Arbeiten des 
Ausschusses der Präsident des Bundesrechnungs- 
hofes als Bundesbeauftragter für Wirtschaftlichkeit 
in der Verwaltung und der Präsident des Statisti- 
schen Bundesamtes teil. 

Die von der Bundesregierung getroffenen Maßnah- 
men hat der Bundesrat anläßlich der Behandlung 
der vom Land Baden-Württemberg eingeleiteten 
Initiativen zur Einschränkung der Bundesstatistik 
am 25. April 1975 ausdrücklich begrüßt. Die Stän- 
dige Konferenz der Innenminister der Länder hat 
am 18. /19. September 1975 ein Kontaktgremium ein- 
gesetzt, um eine möglichst enge Kooperation zwi- 
schen Bund und Ländern zu ermöglichen. 

Die Bundesregierung verkennt nicht, daß der Aus- 
gleich zwischen zusätzlichen Anforderungen an die 
Statistik einerseits und Realisierungsmöglichkeiten 
andererseits schwierig ist. Sie weist jedoch nach- 
drücklich darauf hin, daß die Statistischen Behörden 
des Bundes und der Länder durch fortgesetzte 
Rationalisierung eine erhebliche Mehrarbeit be- 
wältigt haben, daß sie trotz möglicher Kritik auf 
Einzelgebieten national und international großes 
Ansehen genießen und dem in sie gesetzten Ver- 
trauen einer objektiven Ergebnisfeststellung in 
vollem Umfang gerecht werden. 

Diese grundsätzlichen Bemerkungen vorausgesetzt, 
beantworte ich die einzelnen Fragen wie folgt: 


1. Welche Teile des sogenannten traditionellen 
Programms der Statistik wurden seit der Forde- 
rung des Bundesinnenministers vom 14. Novem- 
ber 1972 zugunsten welcher neuen Aufgaben 
aufgegeben, und welche konkreten Pläne be- 
stehen in dieser Hinsicht für die Zukunft? 

In den letzten Jahren wurden mehrere, z. T. recht 
umfangreiche traditionelle Statistiken zugunsten 
neuer Aufgaben aufgegeben, reduziert oder zu- 
rückgestellt: 

1. Die Bundesregierung hat ihre Pläne zur Durch- 
führung von Statistiken des Personenverkehrs 
und der Kraftfahrzeugfahrleistungen im Jahre 
1974, mit denen u. a. an vorangegangene Er- 
hebungen über Fahrleistungen angeknüpft wer- 
den sollte, entsprechend den Beschlüssen der 
parlamentarischen Gremien aufgegeben. 

2. Von der weiteren Verfolgung des Entwurfs eines 
Gesetzes über eine Gebäude-, Wohnungs- und 
Arbeitsstättenzählung 1975 wurde zugunsten 
einer wesentlich reduzierten Stichprobenerhe- 
bung abgesehen. 

3. Das neue Mikrozensusgesetz sieht nur eine jähr- 
liche Erhebung vor, während bisher vier Er- 
hebungen pro Jahr durchgeführt worden sind. Im 
Jahre 1975 ist keine Erhebung nach dem neuen 
Mikrozensusgesetz durchgeführt worden, eben- 
so hat die Bundesregierung in den Jahren 1975 
und 1976 auf die Durchführung von Zusatzpro- 
grammen nach dem Mikrozensusgesetz verzichtet. 


4. Im Rahmen der Statistiken der Rohstoff- und 
Produktionswirtschaft einzelner Wirtschafts- 
zweige ist auf die Leder- und die Tabakfach- 
statistik verzichtet worden, die Textilfachstati- 
stik soll eingeschränkt werden. 

5. Die für 1976 geplante Statistik im Güterkraftver- 
kehr wird um zwei Jahre verschoben und gegen- 
über früheren Erhebungen wesentlich verkürzt. 

An neuen Aufgaben, die in der Zwischenzeit in 
Angriff genommen worden sind, sind zu nennen: 

1. Anpassung des Mikrozensus an neuere Entwick- 
lungen, u. a. jährliche statistische Beobachtung 
des vermögenswirksamen Sparens in privaten 
Haushalten (Gesetz über die Durchführung einer 
Repräsentativstatistik der Bevölkerung und des 
Erwerbslebens (Mikrozensus) vom 15. Juli 1975, 
BGBl. I S. 1909); 

2. Vereinheitlichung und Erweiterung - vor allem 
aufgrund von Anforderungen der Europäischen 
Gemeinschaften - der Statistiken im Produzieren- 
den Gewerbe (Gesetz über die Statistik im Pro- 
duzierenden Gewerbe vom 6. November 1975, 
BGBl. I S. 2779); 

3. Einführung einer regelmäßigen Agrarbericht- 
erstattung, die durch Zusammenführung be- 
stehender Statistiken in zweijährigem Turnus 
wichtige Strukturdaten über die landwirtschaft- 
lichen Betriebe liefert (Gesetz über die Agrar- 
berichterstattung vom 15. November 1974, BGBl. 
I S. 3161); 

4. Einführung der Umweltstatistiken (Gesetz über 
Umweltstatistiken vom 15. August 1974, BGBl. I 

S. 1938); 

5. Einführung einer Pressestatistik (Gesetz über die 
Pressestatistik vom 1. April 1975, BGBl. IS. 177); 

6. Einführung einer Statistik der Filmwirtschaft 
(Zweites Gesetz zur Änderung des Gesetzes über 
Maßnahmen zur Förderung des deutschen Films 
vom 27. Februar 1974, BGBl. I S. 437); 

7. Ausbau der Finanzstatistik, insbesondere der 
Personalstatistik im öffentlichen Dienst (Gesetz 
zur Änderung des Gesetzes über die Finanz- 
statistik vom 12. Juli 1973, BGBl. I S. 773); 

8. Einführung einer laufenden Beschäftigten- und 
Entgeltstatistik aufgrund der automatisierten 
Sozialversicherungsunterlagen (Geschäftsstati- 
stik); 

9. Vorbereitung einer Berufsbildungsstatistik auf- 
grund des in parlamentarischer Beratung befind- 
lichen Entwurfs eines Berufsbildungsgesetzes. 

über die aufgeführten Einzelvorhaben hinaus sind 
als neue bzw. verstärkte Aufgabenstellung des 
Statistischen Bundesamtes die Mitarbeit an der Ent- 
wicklung eines Systems sozialer Indikatoren zu nen- 
nen, ferner die Entwicklung von Schätzverfahren im 
Bereich der Regionalstatistik und der Umweltstati- 
stiken, die Verbesserung von Einkommens- und 
Vermögensstatistiken sowie die Bereitstellung und 
Auswertung von aktuellen und vordringlich benötig- 



Deutscher Bundestag — 7. Wahlperiode DrUCkSdCh6 7/4840 


ten Daten aus den verschiedensten Gebieten der 
Wirtschafts- und Sozialstatistiken im Rahmen der 
Statistischen Datenbank des Bundes. 


2. Wie beurteilt die Bundesregierung den Vorwurf 
verspäteter Veröffentlichung statistischer Ergeb- 
nisse angesichts der Tatsache, daß im Statisti- 
schen Jahrbuch die Hälfte der Ergebnisse min- 
destens zwei Jahre und ein Viertel der Ergeb- 
nisse drei bis fünf Jahre alt sind? 

Die vorgenommene Auszählung der Tabellen des 
Statistischen Jahrbuchs bietet keine Grundlage für 
Vorwürfe wegen verspäteter Veröffentlichung stati- 
stischer Ergebnisse. Das Statistische Jahrbuch ist die 
allgemeinste und umfassendste Veröffentlichung des 
Statistischen Bundesamtes (Auflage 12 000 Exem- 
plare), die als national und international anerkann- 
tes Nachschlagewerk vielfältigen Verwendungs- 
zwecken nachzukommen hat. 

Es soll seinen Benutzern einen geschlossenen Über- 
blick über alle Gebiete der amtlichen Statistik 
geben, also nicht nur über die Gebiete, für die 
jeweils neue Zahlen vorliegen. Da viele Statistiken 
(große Zählungen, eine Reihe von sonstigen Total- 
und Stichprobenerhebungen, Steuerstatistiken usw.) 
aufgrund gesetzlicher Bestimmungen nur in mehr- 
jährigen Abständen (bis zu zehn und mehr Jahren) 
durchgeführt werden, können häufig nur Zahlen aus 
mehr oder minder weit zurückliegenden Jahren 
geboten werden. 

Aus Platzgründen muß naturgemäß aus der Fülle 
des vorhandenen Materials eine strenge Auswahl 
getroffen werden. In das Jahrbuch werden daher 
z. B. nur Jahreszahlen aufgenommen. Die aktuell- 
sten Zahlen aus den zahlreichen monatlichen und 
vierteljährlichen Statistiken können im Jahrbuch 
keinen Platz finden. Hierfür stehen andere Ver- 
öffentlichungen des Statistischen Bundesamtes, wie 
„Statistischer Wochendienst", die Monatszeitschrift 
„Wirtschaft und Statistik", die ebenfalls monatlich 
erscheinenden „Indikatoren zur Wirtschaftsentwick- 
lung" und die Fachserien des Amtes zur Verfügung. 
Hinzu kommen die Pressemitteilungen des Statisti- 
schen Bundesamtes, die in der Tagespresse, in Rund- 
funk- und Fernsehsendungen sowie in Fachzeit- 
schriften nahezu täglich wiedergegeben werden. 


3. Ist der Bundesregierung bekannt, daß z. B. in 
der Ausgabe 7/75 der Zeitschrift „Wirtschaft und 
Statistik" sich nur ein Beitrag mit einem zeit- 
nahen Thema (Preise im Juni 1975) befaßt, wäh- 
rend sich vier Beiträge auf Daten beziehen, die 
ein Jahr alt sind, fünf auf Daten, die zwei Jahre 
und drei auf Daten, die vier Jahre alt sind, und 
daß eine ähnliche Feststellung praktisch bei 
jeder anderen Ausgabe getroffen werden muß? 

Bei der Zeitschrift „Wirtschaft und Statistik" muß 
zwischen Zahlenteil und Textteil unterschieden wer- 
den. Der Zahlenteil bringt in allen Monaten in 
großem Umfang zeitnahe Zahlen. So sind z. B. in der 
Ausgabe 7/75 in fast 75 v. H. der Tabellen des 


Zahlenteils Angaben für 1975 zu finden. Der weit- 
aus überwiegende Teil davon bezieht sich auf die 
Monate April bis Juni 1975. 

Auf die laufende textliche Kommentierung der 
Monats- und Vierteljahreszahlen (meist über wirt- 
schaftliche Ereignisse) hat das Statistische Bundes- 
amt vor einigen Jahren aus Rationalisierungsgrün- 
den verzichtet, da sich zahlreiche Institute seit 
langem auf die laufende Wirtschaftsbeobachtung 
anhand amtlicher Zahlen spezialisiert haben. Die 
Aufsätze in „Wirtschaft und Statistik" beschränken 
sich daher in der Regel auf Methodenfragen und 
Ergebnisse neu eingeführter oder einmaliger bzw. 
in längeren Zeitabständen durchgeführter Statisti- 
ken. Sie beschäftigen sich daher u. a. auch mit zeit- 
lich weiter zurückliegenden Statistiken. Ergebnisse 
kurzfristiger Statistiken werden in der Regel nur zu 
Anfang eines jeden Jahres - für das gerade abge- 
schlossene Jahr ~ kommentiert. So beziehen sich 
von den 36 Aufsätzen in Heft 2 und 3/75 28 auf 
Zahlen für 1974 oder Anfang 1975. 


4. Hält es die Bundesregierung für ausreichend 
und zufriedenstellend, daß die Ergebnisse kost- 
spieliger Großzählungen (z. B. der Volkszählung 
von 1970, die 170 Millionen DM kostete) durch- 
weg erst nach vier bis fünf Jahren veröffentlicht 
werden, und welchen Aussagewert mißt sie dann 
noch den Ergebnissen für Regierung, Verwal- 
tung, Wissenschaft und Wirtschaft bei? 

Es trifft nicht zu, daß die Ergebnisse großer Zäh- 
lungen durchweg erst nach vier bis fünf Jahren ver- 
öffentlicht werden. Bei der als Beispiel angeführten 
Volkszählung von 1970 sind erste, ziemlich umfas- 
sende Ergebnisse des total erhobenen Teils von den 
Statistischen Ämtern des Bundes und der Länder 
bereits im Herbst 1971 bekanntgegeben worden. 
Dieser Teil enthielt bis zu den Gemeinden herunter 
zahlreiche für die Verwaltung besonders wichtige 
Angaben, u. a. alle Angaben, die sich mit Hilfe 
laufender Statistiken fortschreiben und jeweils auf 
den neuesten Stand bringen lassen. 

Die vollständigen Angaben dieses Teils lagen im 
Statistischen Bundesamt Mitte 1972 vor, also zwei 
Jahre nach dem Volkszählungstermin. Ein großer 
Teil von ihnen ist bis dahin auch in der entsprechen- 
den Fachserie veröffentlicht worden. Anschließend 
wurden dann die differenzierteren und weniger zeit- 
gebundenen Angaben des repräsentativen Teils der 
Volkszählung zusammen mit dem Rest des Total- 
teils in mehr als 20 Bänden bis Herbst 1974 ver- 
öffentlicht. Es darf darauf hingewiesen werden, daß 
die Veröffentlichung der Ergebnisse der Volkszäh- 
lung 1970 zwei Jahre weniger Zeit in Anspruch 
genommen hat als die der vorausgegangenen Zäh- 
lung. Im übrigen halten die Veröffentlichungszeiten 
einem internationalen Vergleich, insbesondere auf 
EG-Ebene, in jeder Weise stand. 

Den Ergebnissen von Großzählungen kommt auch 
nach mehrjähriger Aufbereitung für Regierung, Ver- 
waltung, Wissenschaft und Wirtschaft eine erheb- 
liche Bedeutung zu. Großzählungen enthalten im 
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wesentlichen Strukturzahlen, die sich nicht so schnell 
ändern. Der Gesetzgeber trägt diesem Sachverhalt 
dadurch Rechnung, daß er Volkszählungen nur alle 
zehn Jahre anordnet. 


5. Worauf ist es zurückzuführen, daß trotz des zu- 
nehmenden Einsatzes der elektronischen Daten- 
verarbeitung und anderer Rationalisierungsmög- 
lichkeiten im Statistischen Bundesamt die Ver- 
öffentlichungen nicht wesentlich aktueller und 
zeitnaher geworden sind? 

Der Schwerpunkt der Arbeiten der Statistischen 
Ämter liegt bei den kurzfristigen Statistiken. Die 
Veröffentlichung der Ergebnisse dieser Statistiken 
erfolgt durchweg nach vier bis sechs Wochen, in 
einigen Fällen sogar früher. So lagen beispielsweise 
die Ergebnisse der vom Statistischen Bundesamt 
zentral aufbereiteten umfangreichen Außenhandels- 
statistik für November 1975 sogar schon nach drei 
Wochen vor. über das Sozialprodukt 1975 konnte 
das Statistische Bundesamt die Öffentlichkeit bereits 
am 14. Januar 1976 unterrichten. 

Bei der Beurteilung der Veröffentlichungstermine 
der amtlichen Statistiken sind die Schwierigkeiten 
zu berücksichtigen, die sich aus dem föderalistischen 
Aufbau der Bundesstatistik und der unterschied- 
lichen Leistungsfähigkeit der Statistischen Landes- 
ämter bzw. der Landesrechenzentren sowie aus den 
unterschiedlichen Liefermöglichkeiten der Befragten 
ergeben. Die Lieferung der Einzelangaben durch die 
Befragten an die Statistischen Landesämter ist zeit- 
lich sehr unterschiedlich. So sind z. B. die Unter- 
lagen für die Steuerstatistik von den Finanzämtern 
erst nach Abschluß der Veranlagung - also oft erst 
nach Jahren - vollständig zu erhalten. Da das 
Statistische Bundesamt die Bundesergebnisse in der 
Regel aus Landesergebnissen zusammenstellt, kann 
es die Bundesergebnisse erst erstellen und ver- 
öffentlichen, wenn die Ergebnisse aller Landesämter 
vorliegen. Die Kapazitäten der Statistischen Landes- 
ämter und die Prioritäten, die den statistischen 
Arbeiten in den beteiligten Landesrechenzentren 
eingeräumt werden, sind jedoch unterschiedlich. Dar- 
aus ergeben sich z. T. beträchtliche zeitliche Ab- 
weichungen in der Lieferung der Ergebnisse an das 
Statistische Bundesamt. 

Der zunehmende Einsatz der EDV-Anlagen im Stati- 
stischen Bundesamt hat in erster Linie dazu gedient, 
die erhebliche Mehrarbeit auf dem Gebiet der 
Statistik aufzufangen. Dabei ist zu berücksichtigen, 
daß sich der Arbeitsanfall beim Statistischen Bundes- 
amt in den letzten 20 Jahren durch neue Statistiken, 
stärkere Differenzierung vorhandener Statistiken, 
Ausweitung der internationalen Zusammenarbeit, 
Zunahme der Zahl der zu bearbeitenden Fälle bei 
zentral aufbereiteten Statistiken usw. erheblich ver- 
stärkt hat. 


Wicklung an Bedeutung verloren haben, gegen- 
übersteht? 

Hinsichtlich des Abbaus von Statistiken wird auf 
die Antwort zu Frage 1 verwiesen. 

Ergänzend wird bemerkt, daß sich bereits aufgrund 
der verschiedenen bisher durchgeführten Überprü- 
fungen gezeigt hat, daß sich der Abbau von Stati- 
stiken nicht ausschließlich auf eine verringerte Be- 
deutung infolge der wirtschaftlichen Entwicklung 
stützen läßt. Eine solche Erwartung wäre unreali- 
stisch angesichts der Tatsache, daß das Programm 
der amtlichen Statistik im wesentlichen in den zu- 
rückliegenden zwei Jahrzehnten neu gestaltet und 
mehrfach den sich wandelnden wirtschaftlichen und 
sozialen Verhältnissen angepaßt wurde. Die Frage 
eines möglichen Abbaus oder der Straffung von 
weiteren Statistiken oder Teilen von Statistiken 
unter Berücksichtigung zahlreicher sonstiger Kriterien 
ist jedoch auch Gegenstand der bereits mehrfach 
erwähnten Bestrebungen der Bundesregierung. 


7. Glaubt die Bundesregierung in diesem Zusam- 
menhang, daß noch immer die Schweine viermal 
jährlich nach neun Gliederungsmerkmalen ge- 
zählt werden müssen? Teilt sie die Auffassung 
des Leiters der Hessischen Staatskanzlei (wie- 
dergegeben im Wiesbadener Kurier vom 1. Juli 
1975), daß Truthühner, Ammenkühe, Eisenbahn- 
schwellen und Erbsen in übertriebener Weise 
erfaßt werden? 

In den Europäischen Gemeinschaften ist die Land- 
wirtschaft der am weitesten integrierte Wirtschafts- 
bereich. Die Bundesregierung ist daher der Auf- 
fassung, daß sie - ebenso wie die Europäischen 
Gemeinschaften - zur Förderung der Landwirtschaft 
und ihrer Anpassung an die sich rasch ändernden 
wirtschaftlichen und sozialen Bedingungen sowie 
zur Sicherung der nationalen, europäischen und 
Welt-Ernährungslage auf ausreichendes und detail- 
liertes Zahlenmaterial angewiesen ist. 

Die Schweinebestände werden seit dem Jahre 1974 
aufgrund des Viehzählungsgesetzes in der Fassung 
vom 23. September 1973 (Bundesgesetzbl. I S. 1405) 
in EG-einheitlicher und ökonomisch notwendiger 
Untergliederung nur noch dreimal jährlich gezählt. 
Die in einer Mitteilung der Hessischen Staats- 
kanzlei aufgeführten Produkte kennzeichnen die 
Breite der land- und forstwirtschaftlichen Erzeugung; 
das Herausgreifen einzelner Merkmale ist aber kein 
Beweis für eine übersetzte Statistik. Ob in der 
Landwirtschaftsstatistik Gliederungsmerkmale und 
Einzelerfassungen unbedingt erforderlich sind, wird 
- ebenso wie in allen anderen Bereichen der Bundes- 
statistik - in dem von der Bundesregierung vorge- 
sehenen Verfahren überprüft werden. Die land- 
wirtschaftliche Produktionsstatistik ist in den ver- 
gangenen Jahren im Berichtskreis sowie in der 
Periodizität bereits eingeschränkt worden. 
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6. Trifft es zu, daß dem Zuwachs neuer statistischer 
Aufgaben bisher kein wesentlicher Abbau von 
Statistiken, die durch die wirtschaftliche Ent- 


8. Bis wann wird die Bundesregierung die Rechts- 
grundlagen für statistische Erhebungen - ca. 60 
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Gesetze und 40 Verordnungen - eingehend 
durchforstet haben, und welche konkreten Vor- 
stellungen bestehen für eine Vereinfachung und 
Straffung dieser Rechtsgrundlagen? 

Der Abteilungsleiterausschuß Statistik hat zur Vor- 
bereitung der ihm übertragenen Aufgaben eine 
Bestandsaufnahme aller bestehenden und geplanten 
Bundesstatistiken durchgeführt. In diese Bestands- 
aufnahme sind die bis zum Jahre 1981 geplanten 
Vorhaben unter Anlegung eines strengen Maß- 
stabes einbezogen worden. Ausgehend von dem 
Ergebnis der Bestandsaufnahme sind für jede ein- 
zelne Statistik bzw. für jedes Planungsvorhaben 
von den zuständigen Bundesressorts die erforder- 
lichen Angaben über Verwendungszweck und poli- 
tische Bedeutung der statistischen Ergebnisse ein- 
schließlich der Kosten der Statistik für Bund und 
Länder an den Abteilungsleiterausschuß Statistik 
geliefert worden. Der Ausschuß hat nach Abschluß 
der schwierigen und zeitaufwendigen Vorarbeiten, 
in die auch die Bundesländer eingeschaltet waren, 
Anfang d. J. die Einzelüberprüfungen der Bundes- 
statistiken aufgenommen. Die Bemühungen der Bun- 
desregierung um eine Reduzierung des statistischen 
Programms erstrecken sich auch auf die durch Rechts- 
vorschriften der Europäischen Gemeinschaften aus- 
gelösten supranationalen Statistiken. 

Der Beschluß der Bundesregierung, insbesondere die 
Einsetzung des Abteilungsleiterausschusses, hat be- 
reits jetzt zu Zurückstellungen und Einschränkungen 
bestimmter Einzelvorhaben geführt. Diese und ggf. 
weitere Einschränkungen, die erforderlich sind, um 
die Diskrepanz zwischen Aufgaben und Kapazitäten 
der Statistischen Ämter zu verringern und damit die 
Voraussetzung für eine Leistungssteigerung der 
Statistischen Ämter - verbunden mit einer besseren 
Informationsversorgung aller Konsumenten der Bun- 
desstatistik - zu schaffen, sind allerdings nur er- 
reichbar, wenn auf Teilgebieten Informationsein- 
bußen in Kauf genommen werden. Die Bundesregie- 
rung geht von der Erwartung aus, daß die einge- 
leiteten Arbeiten im wesentlichen im Laufe d. J. 
zum Abschluß gebracht werden und die erforder- 
lichen Gesetzesänderungen dem Deutschen Bundes- 
tag zur Beschlußfassung vorgelegt werden können. 
Sie wird dem Deutschen Bundestag bzw. seinen zu- 
ständigen Ausschüssen im Anschluß daran be- 
richten. 


9. Trifft es zu und worauf ist es gegebenenfalls 
zurückzuführen, daß mehrere Abteilungen des 
Statistischen Bundesamtes über gleiche Tatbe- 
stände zu völlig voneinander abweichenden Er- 
gebnissen kamen? Welche Fehl- und Falscherhe- 
bungen dieser Art sind der Bundesregierung für 
die Jahre 1970 bis 1975 bekannt? 

Es trifft nicht zu, daß mehrere Abteilungen des 
Statistischen Bundesamtes über gleiche Tatbestände 
zu völlig voneinander abweichenden Ergebnissen 
kamen. Wenn unterschiedliche Ergebnisse vor- 
liegen, so beruht das entweder darauf, daß es sich 
um die Ergebnisse nicht gleicher, sondern nur ähn- 


lich lautender Tatbestände handelt {vgl. hierzu auch 
die Antworten zu den Fragen 10 und 11) oder daß 
wegen unterschiedlicher Erhebungswege zwangs- 
läufig verschiedene Ergebnisse erzielt werden. Ein 
Beispiel für die unterschiedlichen Erhebungswege 
läßt sich bei den Einkommenstatistiken aufzeigen. 
Wenn Einkommen aus den Einkommensteuerstati- 
stiken ermittelt werden, muß u. a. in Kauf genom- 
men werden, daß keine zutreffenden Angaben über 
Einkommen aus der Landwirtschaft und aus Renten 
anfallen, weil der größte Teil der Landwirte pau- 
schal versteuert wird und die Sozialversicherungs- 
renten meist nicht der Besteuerung unterliegen. 
Andererseits kann eine Befragung der Haushalte auf 
repräsentativer und freiwilliger Basis - wie sie im 
Rahmen der gesetzlich angeordneten Einkommens- 
und Verbrauchsstichprobe vorgenommen wird - er- 
fahrungsgemäß keine ausreichend zuverlässigen An- 
gaben für gewisse Randgruppen (Bezieher hoher 
Einkommen, ältere alleinstehende Personen, Aus- 
länder usw.) erbringen. 

Das Statistische Bundesamt sieht es als eine seiner 
wesentlichsten Aufgaben an, die verschiedenen 
Statistiken bereits in der Vorbereitungsphase hin- 
sichtlich des Erhebungsbereichs, der Erhebungsein- 
heiten, der Merkmale, der Definitionen, der Klassifi- 
kationen, regionalen und sonstigen Gliederungen, 
der Periodizität usw. zu koordinieren. Es sorgt 
ferner für die gegenseitige Überprüfung und Ab- 
stimmung der Ergebnisse in verschiedenen Stadien 
der Aufbereitung und erläutert ausführlich unver- 
meidbare Abweichungen in den Ergebnissen. 


10. Was hat die Bundesregierung veranlaßt, als ihr 
bekannt wurde, daß die Arbeitsstättenzählung 
vom 27. Mai 1970 34 466 Gesellschaften mit be- 
schränkter Haftung ergab, während die Stati- 
stik der Kapitalgesellschaften für Ende 1970 
auf Grund der Handelsregistereintragungen 
80 146 Gesellschaften mit beschränkter Haftung 
auswies? 

Seitens der Bundesregierung bestand keine Not- 
wendigkeit, etwas zu veranlassen, da die Zahl der 
Gesellschaften mit beschränkter Haftung in der 
Arbeitsstättenzählung vom 27. Mai 1970 und in der 
Statistik der Kapitalgesellschaften für Ende 1970 
aufgrund der Handelsregistereintragungen nicht 
übereinstimmen kann. Es handelt sich um zwei Stati- 
stiken mit unterschiedlicher Zielsetzung und damit 
unterschiedlichem Berichtskreis. 

Die Statistik der Kapitalgesellschaften umfaßt alle 
im Handelsregister eingetragenen Gesellschaften mit 
beschränkter Haftung, die Arbeitsstättenzählungen 
dagegen nur die in dieser Rechtsform geführten 
Arbeitsstätten, in denen mindestens eine Person 
tätig ist. Die Zahl der Registereintragungen muß bei 
dieser Rechtsform deutlich über den Ergebnissen der 
I Arbeitsstättenzählung liegen, da gerade die Rechts- 
I form der GmbH für eine Vielzahl von Unternehmen 
i gewählt wird, die keine eigenen Arbeitsstätten/ 
1 Beschäftigten haben (sollen). Als Beispiel werden 
! angeführt: 
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— Gesellschaften mit beschränkterHaftung, die in der 
Arbeitsstätte eines anderen Unternehmens mit- 
betreut werden. Hierzu zählen u. a. die aus wirt- 
schaftlichen, steuerlichen oder Haftungsgründen 
aus den ursprünglichen Unternehmen ausge- 
gliederten Vertriebs- bzw. Betriebs-Gesellschaf- 
ten mit beschränkter Haftung (Doppelgesellschaf- 
ten) sowie zahlreiche Unterstützungskassen, die 
in Form einer GmbH geführt werden, um ihnen 
eine eigene Rechtspersönlichkeit zu verleihen, 

— Gesellschaften mit beschränkter Haftung, die nur 
als Komplementärin einer GmbH & Co. bzw. 
GmbH & Co. KG fungieren. Die Arbeitsstätten- 
zählung erfaßt hier nur die Personengesellschaft, 
da nur sie eine Arbeitsstätte hat und tätig wird. 

Entsprechend dem Erhebungskonzept werden bei der 
Arbeitsstättenzählung im Gegensatz zur Statistik 
der Kapitalgesellschaften nicht erfaßt: 

— Neu gegründete Gesellschaften mit beschränkter 
Haftung, die am Stichtag bereits ins Handels- 
register eingetragen sind, aber noch keine eigene 
Arbeitsstätte haben, 

— Gesellschaften mit beschränkter Haftung, die ihre 
Arbeitsstätten bereits aufgelöst haben, aber noch 
nicht im Handelsregister gelöscht sind bzw. die 
Auflösung beantragt haben. 

Auf die methodischen Unterschiede zwischen diesen 
beiden Statistiken wird in den Veröffentlichungen 
des Statistischen Bundesamtes hingewiesen. 


11. Ist der Bundesregierung bekannt geworden, 
daß auch eine Untersuchung für den Amts- 
gerichtsbezirk Wiesbaden zu dem Ergebnis ge- 
langte, daß bei der Arbeitsstättenzählung etwa 
die Hälfte aller Firmen nicht berücksichtigt 
wurde, und führte diese Untersuchung zu 
irgendwelchen Konsequenzen? 

Es trifft nicht zu, daß eine Untersuchung für den 
Amtsgerichtsbezirk Wiesbaden zu dem Ergebnis 
gelangte, daß bei der Arbeitsstättenzählung etwa 
die Hälfte aller Firmen nicht berücksichtigt wurde. 
Die Untersuchung bezog sich nur auf Arbeitsstätten, 
die in Form einer Gesellschaft mit beschränkter Haf- 
tung betrieben w^erden. Wegen der in der Antwort 
zu Frage 10 dargelegten methodischen Unterschiede 
ergaben sich bereits in der ersten Phase der Unter- 
suchung zahlreiche begründete Abweichungen von 
den Ergebnissen der Statistik der Kapitalgesell- 
schaften. Da die Weiterführung dieser Untersuchung 
sich als relativ aufwendig darstellte, wurde diese 
Untersuchung aus arbeitsökonomischen Gründen ab- 
gebrochen. Dagegen wurde die Überprüfung der Er- 
gebnisse der Arbeitsstättenzählung für die Aktien- 
gesellschaften wegen der kleineren Anzahl vollstän- 
dig vorgenommen. Diese Überprüfung hat die 
Glaubwürdigkeit der Ergebnisse der Arbeitsstätten- 
zählung bestätigt. 


12. Teilt die Bundesregierung die Auffassung, daß 
die verspäteten Veröffentlichungen, die geringe 
Flexibilität in der Aufgabenstellung und die 


mangelhafte Qualität mancher Ergebnisse gene- 
rell nicht den Mitarbeitern des Statistischen 
Bundesamtes angelastet werden können, son- 
dern die Folgen teils mangelnder Anpassung 
der Gesetze, teils unrationeller Regelungen der 
Arbeitsweise im Statistischen Bundesamt sind? 

Die bisherigen Antworten machen deutlich, daß die 
in dieser Frage erhobenen Vorwürfe nicht berech- 
tigt sind, so daß den Mitarbeitern und der Leitung 
des Statistischen Bundesamtes auch keine Fehler 
und Mängel zur Last gelegt werden können. Nur 
dank der erhöhten Arbeitsbereitschaft jedes einzel- 
nen Mitarbeiters des Statistischen Bundesamtes so- 
wie durch Rationalisierungsmaßnahmen, frühzeitigen 
und durchgreifenden Einsatz von Großrechenanlagen 
bei ständiger Verbesserung der Programmgestaltung 
und Arbeitsorganisation war es möglich, einen we- 
sentlichen Teil der Aufgabenvermehrung aufzu- 
fangen, so daß es nicht zu größeren Rückständen 
gekommen ist. 


13. Zu welchen konkreten Ergebnissen ist der 
zwecks Effizienzsteigerung und Kostensenkung 
eingesetzte Abteilungsleiterausschuß bisher ge- 
kommen, und welche Konsequenzen hat die 
Bundesregierung gezogen oder wird sie ziehen? 

Auf die Vorbemerkung und die Antworten auf die 
Fragen 1, 6 und 8 wird Bezug genommen. 

Soweit geplante Statistikvorhaben nicht weiter ver- 
folgt werden oder zunächst zurückgestellt werden 
sollen, sind bereits vorliegende Gesetzentwürfe ent- 
weder vom Bundeskabinett nicht verabschiedet oder 
nicht dem Bundestag bzw. dem Bundesrat zur Be- 
ratung zugeleitet worden. In Einzelfällen liegen den 
gesetzgebenden Körperschaften bereits entspre- 
chende Gesetzes- oder Verordnungsentwürfc zur 
Beratung vor. 


14. Hält die Bundesregierung angesichts der 350 
Millionen DM Kosten bei 6600 Bediensteten in 
Bund und Ländern generell eine Einschränkung 
der amtlichen Statistik für möglich, geboten 
oder vordringlich, und bis wann kann hierfür 
eine umfassende Planung vorgelegt werden? 

Die Bundesregierung ist der Auffassung, daß ange- 
sichts eines Ausgabevolumens im Jahre 1974 von 
rd. 316 Mrd. DM in Bund, Ländern und Gemeinden 
die auf die Statistischen Ämter entfallenden Aus- 
gaben mit einem Anteilswert von 0,1 v. H. nicht von 
vornherein als überhöht angesehen werden können. 
Wie bereits mehrfach in den Antworten zu den vor- 
hergehenden Fragen dargelegt ist, wird der Ab- 
teilungsleiterausschuß Statistik die Möglichkeit der 
Einschränkung der amtlichen Statistik sorgfältig 
prüfen. Bisherige Erfahrungen früherer Durch- 
forstungsversuche haben gezeigt, daß wesentliche 
Einschränkungen des Gesamtprogramms der Stati- 
tik - insbesondere wegen der ständig auftretenden 
neuen Probleme, die nur mit Hilfe fundierter stati- 
stischer Daten gelöst werden können - außerordent- 
lich schwierig sind. Der Abteilungsleiterausschuß 
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Statistik wird sich jedoch bemühen, das bestehende 
Programm zu straffen und den künftigen sachlichen 
und finanziellen Erfordernissen anzupassen. Nach 
Abschluß der eingeleiteten Arbeiten wird die Bun- 
desregierung eine umfassende Planung, unter Ein- 
schluß der bis zum Jahre 1981 geplanten Vorhaben, 
vorlegen. 


15. Welche Priorität und Dringlichkeit räumt die 
Bundesregierung den in dieser Anfrage ange- 
sprochenen Maßnahmen ein? 


Die Bundesregierung hält die in dieser Anfrage 
angesprochenen Maßnahmen für dringlich und räumt 
ihnen eine hohe Priorität ein. 
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